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	Ständige Kommission für Sprachenkontrolle
Rue Montagne du Parc 4/Warandeberg 4 - 1000 BRÜSSEL
                      Brüssel, den  9. Juli 2019                                                            



	Ihr Schreiben vom: 
Ihr Zeichen: 
Unser Zeichen: 51.159/II/PD
Anlage(n): 
Fax: 02/518.28.95
(:   02/518.23.95
Sachbearbeiterin: Nathalie Aghajani
E-Mail: Nathalie.Aghajani@vct-cpcl.be
	Frau Martine Bernhardt
Rue Moresnet 32
4720 Kelmis

	
	


	Betrifft:

	Klage in Bezug auf ein in französischer Sprache verfasstes Antwortschreiben des Direktors der dekonzentrierten Polizeidienststelle Lüttich auf eine über das Internet eingereichte Beschwerde auf Deutsch


Sehr geehrte Frau Bernhardt,
in ihrer Sitzung in vereinigten Abteilungen vom 05 Juli 2019 hat die Ständige Kommission für Sprachenkontrolle (SKSK) eine Klage untersucht, die die Ombudsfrau der Deutschsprachigen Gemeinschaft in Ihrem Namen eingereicht hat. Ihre Klage betrifft ein in französischer Sprache verfasstes Antwortschreiben des Direktors der dekonzentrierten Polizeidienststelle Lüttich auf eine Beschwerde, die Sie auf Deutsch über das Internet eingereicht haben.
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Bei der Einreichung der Klage hatte die Klägerin ihre E-Mail auf Deutsch, auf die der Direktor der dekonzentrierten Polizeidienststelle Lüttich auf Französisch geantwortet hatte, nicht an die SKSK weitergeleitet.
Die Verwaltung der SKSK, die die Klage so nicht prüfen konnte, hat im Hinblick auf die Vervollständigung der Akte mit der Ombudsfrau der Deutschsprachigen Gemeinschaft Kontakt aufgenommen.
Die Ombudsfrau hat mit der Klägerin Kontakt aufgenommen. Letztere hat ihr ein schriftliches Dokument in deutscher Sprache vom 1. Februar 2019 übermittelt. An diesem Dokument ist jedoch nicht zu erkennen, ob es, wie die Klägerin angibt, über das Internet oder per E-Mail übermittelt worden ist.
Die Klägerin weist somit den Versand ihrer E-Mail in deutscher Sprache, aufgrund dessen die SKSK prüfen könnte, ob ein Verstoß gegen die durch Königlichen Erlass vom 18. Juli 1966 koordinierten Gesetze über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten (KGS) vorliegt, nicht nach.
Die SKSK ist daher der Ansicht, dass die Klage unzulässig ist.
Hochachtungsvoll



   Der Präsident





E. VANDENBOSSCHE
